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D ie Finanzierung von Investitionen 
in die kommunale Infrastruktur 
wird für Städte und Gemeinden 

zunehmend schwierig. Trotz des aktuel-
len Anstiegs der öffentlichen Einnahmen 
sind die strukturellen Haushaltsdefizite 
der Kommunen nicht kleiner geworden.   
Bei knapper Kassenlage und einer hohen 
Verschuldung müssen die Kommunen 
gegensteuern, was sehr häufig zu Lasten 
von dringend notwendigen Infrastruktu-
rinvestitionen geht.

Schon heute steht die Infrastrukturbe-
reitstellung oft in der öffentlichen Kritik 
der Bürger. Beispiele hierfür sind Proteste 
über die mangelnde Instandhaltung von 
Schulgebäuden und Kindergärten oder 
die zahlreicher werdenden Schlaglöcher 
in städtischen Straßen. Der mit der In-
frastrukturbereitstellung verbundene 
Investitionsbedarf konnte bereits in den 
vergangenen Jahren trotz Mitteln aus 

Solidarpakt II und EU-Förderung kaum 
gedeckt werden. So ist die Verschiebung, 
Streckung oder völlige Unterlassung von 
Investitionen mittlerweile in vielen Städ-
ten an der Tagesordnung.

Für die Untersuchung des kommuna-
len Investitionsdefizits haben die Bera-
tungshäuser DCHP-Consulting und Or-
ganisations & Projekt Consulting (OPC) 
die wichtigsten Infrastrukturfelder deut-
scher Städte und Gemeinden am Beispiel 
Großraum Rhein-Ruhr und sächsisches 
Städtedreieck Leipzig/Dresden/Chemnitz 
analysiert und das Defizit beziffert.

Die Analyse bezieht sich auf die fünf 
Infrastrukturfelder „Versorgung und 
Entsorgung“, „Straßen-/Verkehrsinfra-
struktur und ÖPNV“, „Kinderbetreuung 
und Schulen“, „Sportstätten und Bäder“ 
sowie „öffentliche Verwaltungsgebäude“. 
Erstmals wurde auch der Investitionsbe-
darf, der mit der Energiewende auf die 

Städte und Gemeinden zukommt, er-
mittelt. Hierzu wurden weitere relevante 
Erhebungen, Studien und aktuelle For-
schungsergebnisse zum Thema ausge-
wertet und mit den quantitativen Schät-
zungen abgeglichen.

Insgesamt summiert sich der Investi-
tionsbedarf bestehend aus Ersatz-, Er-
weiterungs- und Nachholbedarf sowie 
dem Sonderbedarf aus der Energiewende 
im Betrachtungszeitraum 2010 bis 2015 

Schlagloch: Die Verschiebung, Streckung oder völlige Unterlassung von Investitionen zum 

Infrastrukturerhalt ist mittlerweile in vielen Städten an der Tagesordnung.

Infrastruktur leidet enorm
Die knappe Kassenlage und eine hohe Verschuldung der Städte und Gemeinden 
gehen sehr häufig zu Lasten von dringend notwendigen Investitionen in die 
Infrastruktur. Eine aktuelle Studie hat die Lasten berechnet und quantifiziert.

F
o

to
: 

B
il

d
e
rB

o
x

Link

PDF-Download der Studie zum In-
vestitionsstau bei kommunaler Inf-
rastruktur in Deutschland (Schutz-
gebühr: 75 Euro) unter www.investiti 
onsstau.de
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auf 216,7 Milliarden Euro. Dem stehen 
tatsächliche beziehungsweise geplante 
Investitionen der Städte und Gemeinden 
in Höhe von 114,1 Milliarden Euro ge-
genüber. Die Höhe des Investitionsstaus 
entspricht knapp dem Sechsfachen der in 
den vergangenen Jahren tatsächlich ge-
tätigten Investitionen in die kommunale 
Infrastruktur.

Bedarf nicht gedeckt

Die größten Investitionsdefizite bestehen 
aktuell in den Infrastrukturfeldern Stra-
ßen-/Verkehrsinfrastruktur und ÖPNV, 
gefolgt von Schulen und Kindergärten 
sowie Versorgung und Entsorgung. In 
den kommenden Jahren 2014 und 2015 
wird der Anteil des Defizits vor allem in 
der Versorgung und Entsorgung zuneh-
men, welche dann nach den Straßen die 
zweitgrößte Investitionslücke der Kom-
munen darstellen wird.

Der Bereich Versorgung und Entsor-
gung weist einen im Vergleich mit an-
deren Infrastrukturfeldern sehr hohen 
Investitionsbedarf je Einwohner auf. Die 
Gesamtdeckung für den Zeitraum 2010 
bis 2015 ist hier mit 76 Prozent jedoch 
deutlich höher als beispielsweise im Stra-
ßenbereich, wenngleich auch keine volle 
Deckung des Bedarfs vorliegt.

Die Investitionen im Bereich Versor-
gung und Entsorgung erreichten im Jahr 
2011 nahezu die Höhe des Bedarfs. Im 
Jahr 2012 wurde aufgrund einer Stagna-
tion der Investitionen eine Unterdeckung 
geschaffen, die jedoch im Folgejahr 
nahezu vollständig ausgeglichen wird. 
Da die ab 2014 geplanten Investitio-

nen jedoch wieder rückläufig sind, kann 
hier keine Deckung des Bedarfs erreicht 
werden. Das Defizit steigt dadurch bei 
gleichbleibendem Bedarf von weniger als 
13 Euro je Einwohner in 2013 auf über 
58 Euro je Einwohner in 2015 an.

Im Ost-West-Vergleich zeigt sich, dass 
die Investitionstätigkeit der Kommunen 
der neuen Bundesländer nicht ausrei-
chend ist, um den Bedarf auch nur an-
satzweise zu decken. Mit einem Defizit 
von durchschnittlich 124 Euro je Ein-
wohner und Jahr über den gesamten 
Betrachtungszeitraum wird zu keinem 
Zeitpunkt eine Deckung von mehr als 17 
Prozent erreicht. Das Defizit steigt be-
dingt durch den Zusatzbedarf der Ener-
giewende sogar von 79 Euro je Einwoh-
ner in 2010 auf über 158 Euro im Jahr 
2015 dramatisch an.

Straßen und ÖPNV

Die Entwicklung in den Kommunen der 
alten Bundesländer entspricht in wei-
ten Teilen der Entwicklung in Gesamt-
deutschland. Während im Jahr 2011 und 
2013 der Bedarf vollständig gedeckt 
wird, entsteht eine leichte Unterdeckung 
im Jahr 2012 von 33 Euro je Einwohner. 
Im weiteren Verlauf nimmt dieses Defizit 
jedoch deutlich zu, sodass im Jahr 2015 
bereits eine Unterdeckung von 50 Euro je 
Einwohner erreicht wird.

Der Bereich Straßen und ÖPNV weist 
mit Abstand den höchsten Investitions-
bedarf aller betrachteten Infrastrukturfel-
der auf. Rechnet man den Zusatzbedarf 
für die Energiewende mit ein, so liegt der 
Gesamtbedarf bei 182 Euro je Einwohner 

und Jahr. Gleichzeitig hat dieser Infra-
strukturbereich auch über den gesamten 
Betrachtungszeitraum 2010 bis 2015 die 
höchsten Defizite aller betrachteten In-
frastrukturfelder zu verzeichnen. Die In-
vestitionsbedarfsdeckung liegt in diesem 
Infrastrukturfeld bei gerade einmal einem 
Drittel (33 %). Und auch in der absoluten 
Betrachtung wird das Problem deutlich: 
Die Investitionen im Bereich Straßen und 
Öffentlicher Personennahverkehr liegen 
noch unter denen im Bereich Versorgung 
und Entsorgung.

Der zusätzliche Investitionsbedarf, der 
im Zusammenhang mit der Energiewende 
auf die Kommunen zukommt, ist vieler-
orts noch nicht quantifiziert und berück-
sichtigt worden. Daher deutet vieles auf 
die Beibehaltung der vorherrschenden 
Praxis hin, notwendige Investitionen vor 
sich her zu schieben.

Wenn nicht genügend Mittel zur recht-
zeitigen Unterhaltung von Infrastruktu-
reinrichtungen zur Verfügung gestellt 
wird, ist zu einem späteren Zeitpunkt ein 
erheblich höherer finanzieller Aufwand 
erforderlich, um marode Infrastrukturen 
zu ersetzen. Dies führt langfristig zu stei-
genden Kostenbelastungen, die darüber 
hinaus meist plötzlich anfallen und an-
ders als Instandhaltungsaufwendungen 
nicht planbar sind. Der schlechte Zustand 
der Infrastruktur führt darüber hinaus zu 
einer erheblichen Kostenbelastung der 
Nutzer.  Christian Höfeler
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